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Im kalten Krieg

    Zur Geschichte des Korea-Konfliktes (Teil 2 und Schluß)
Von Rainer Werning
Versöhnliche Töne erklangen unisono in Seoul und Pjöngjang, als mit Südkoreas Expräsidenten Roh Moo-Hyun und Kim Dae-Jung zwei exponierte

Verfechter der »Sonnenscheinpolitik« im Mai beziehungsweise im August

unter großer Anteilnahme der Bevölkerung zu Grabe getragen wurden. Roh,

der von 2003 bis 2008 amtierte, beging Selbstmord, während sein Vorgänger Kim (1998–2003) 83jährig an Herzversagen starb. Für seine Aussöhnungspolitik mit dem Norden hatte letzterer im Jahre 2000 den

Friedensnobelpreis erhalten. Während ihrer zehnjährigen Regierungszeit

hatten Kim und Roh als erste südkoreanische Politiker ernsthaft Wege

eingeschlagen, um das innerkoreanische Verhältnis zu normalisieren und

sich zu diesem Zweck auch persönlich mit ihren Amtskollegen in Pjöngjang

getroffen. Es ging auf beiden Seiten darum, eine Nachkriegspolitik zu

überwinden, deren Eckpunkte militärische Intervention, Teilung, Krieg,

unsägliches Leid und tiefe Entfremdung bildeten – alles, was die Koreaner nach brutaler 36jähriger japanischer Kolonialherrschaft (1910–45) unter allen Umständen vermeiden wollten.

Am 15. August 1945 endete mit der Kapitulation Japans der Zweite Weltkrieg in Ost- und Südostasien sowie im Pazifik. Vor allem in Korea herrschte ausgelassene Freude; endlich schien ein Leben in Freiheit und

Selbstbestimmung in greifbare Nähe gerückt zu sein. Die vormals im

Untergrund agierende antijapanische Opposition aus Nationalisten,

Konservativen und Kommunisten bildete landesweit Volkskomitees als

Träger eines demokratischen Neubeginns. Am 6. September 1945 tagte die

Repräsentativversammlung dieser Komitees in der Hauptstadt Seoul.

Wichtigstes Konferenzergebnis: die Gründung einer gesamtnationalen

Regierung der Volksrepublik Korea. Auf den Konferenzen von Kairo (1943),

Jalta und Potsdam (1945) hatten sich indes die USA und die Sowjetunion

nach einem Sieg gegen Japan auf eine Treuhandschaft für Korea verständigt. Dabei diente der 38. Breitengrad auf Vorschlag Washingtons als eine Art künstliche Trennlinie: Nördlich davon sollte die sowjetische und südlich davon die US-amerikanische Armee die Japaner entwaffnen und das Sagen haben. Doch nur die Sowjetunion, die am 8. August, eine Woche vor Kriegsende, Japan den Krieg erklärt hatte, war zu der Zeit mit Truppen präsent. Im selben Monat beauftragte die sowjetische Besatzungsmacht ein koreanisches Exekutivkomitee damit, die Verwaltung aus den Händen der Japaner zu übernehmen.

Erst am 8. September 1945 landete die 7. US-Infanteriedivision in

Incheon an der Westküste Koreas. Die Besatzungstruppen unter Führung von Generalleutnant John R. Hodge nahmen von der gerade gebildeten Regierung der Volksrepublik Korea keine Notiz. Tags zuvor hatte General Douglas MacArthur, Oberbefehlshaber der US-Streitkräfte im Pazifik, die »Proklamation Nr. 2« verkündet, in der es hieß: »Alle Regierungsgewalt über das koreanische Territorium südlich des 38. Breitengrads und dessen Bevölkerung wird einstweilen unter meinem Befehl ausgeübt.« Jeder Widerstand gegen die Besatzungsmacht werde strengstens geahndet und für alle Zwecke der militärischen Kontrolle sei Englisch die offizielle Sprache. Als neuer Gouverneur und Chef der U.S. Army Military Government in Korea (USAMGIK) nahm Generalmajor Archibald V. Arnold Quartier im zentralen Regierungsgebäude, das vorher als Gouverneurssitz der japanischen Kolonialadministration gedient hatte. Nun wehte dort das Sternenbanner, erster Präsident Südkoreas wurde Rhee Syng­man, der langjährig im US-amerikanischen Exil gelebt hatte. Um ihre Macht zu festigen, setzte die USAMGIK auf die Unterstützung einstiger projapanischer Kollaborateure. »Als wir hier die Polizei übernahmen«, erklärte der damalige US-amerikanische Chef der (süd-)koreanischen Polizeidivision, Oberst William Maglin, »waren unter den 20 000 Mann 12 000 Japaner. Was wir taten, war folgendes: Wir schickten die Japs nach Hause, stockten die Zahl der Koreaner auf und bauten einen Apparat auf, in den sämtliche jungen Männer integriert wurden, die der Polizei vorher geholfen hatten. (...) Viele Leute sind geborene Polizisten. Wenn sie unter den Japanern einen guten Job verrichteten, warum sollten sie dann nicht auch für uns einen guten Job tun?« Am 31. August 1946 schrieb die konservative Zeitung Choson Ilbo in einem offenen Brief an Hodge, das koreanische Volk leide jetzt mehr als unter der japanischen Besatzung.

Anders verlief die Entwicklung im nördlichen Landesteil. Dort ließ die

sowjetische Kommandantur die Volkskomitees agieren, protegierte die

antijapanische Partisanentruppe um Kim Il-Sung (übrigens eine unter mehreren) und überließ ihr weitgehend die Eigeninitiative. Im Frühjahr 1946 setzte der Norden ein bedeutsames sozialpolitisches Signal: Eine Bodenreform verhalf über 700 000 besitzlosen Bauernfamilien zu Land.

Je unterschiedlicher die Entwicklungen südlich und nördlich des 38.

Breitengrads im Sog der eskalierenden West-Ost-Blockkonfrontation

verliefen, umso tiefer wurde die Kluft zwischen beiden Landesteilen. Der

Gründung zweier koreanischer Staaten im Jahre 1948 folgte zwei Jahre

später der Koreakrieg, dessen Ende nur von Vertretern Nordkoreas, der VR

China und einem US-General im Auftrag der UNO besiegelt wurde. Rhee

Syngman wollte den Krieg fortsetzen und verweigerte die Unterschrift

unter das am 27. Juli 1953 im Grenzort Panmunjom ausgehandelte

Waffenstillstandsabkommen. Ein endgültiger Friedensvertrag steht bis

heute aus. Darauf hinzuwirken und gegenseitige Feindbilder abzubauen,

war ein erklärtes Ziel der »Sonnenscheinpolitik«.

/Teil 1 dieses Beitrags erschien am Dienstag/
